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Artikel 20

Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag bedarf der Zustimmung der verfas-
sungsmäßig zuständigen Organe der vertragschließenden
Länder und ersetzt den bisherigen Staatsvertrag vom 
3. März 1969. Er tritt an dem Tag in Kraft, der auf den
Austausch der Ratifikationsurkunden folgt. 

Für das Land Baden-Württemberg:

Mannheim, den 26. Juli 2005

Günther H. Oettinger, Ministerpräsident

Für das Land Hessen:

Mannheim, den 26. Juli 2005

Roland Koch, Ministerpräsident

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Mannheim, den 26. Juli 2005

Kurt Beck, Ministerpräsident

Verordnung der Landesregierung 
über die Arbeitszeit, den Urlaub,
den Mutterschutz, die Elternzeit 

und den Arbeitsschutz der Beamtinnen,
Beamten, Richterinnen und Richter

(Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung –
AzUVO)

Vom 29. November 2005

INHALTSÜBERSICHT

1. ABSCHNITT

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich

§ 2 Begriffsbestimmungen

§ 3 Zuständigkeit

2. ABSCHNITT

Arbeitszeit

1. Unterabschnitt

Gemeinsame Bestimmungen

§ 4 Regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit

§ 5 Arbeitszeitverkürzungstag

§ 6 Arbeitszeit jugendlicher Beamtinnen und Beamter

2. Unterabschnitt

Bestimmungen für Beamtinnen und 
Beamte des Landes

§ 7 Regelmäßige Arbeitszeit

§ 8 Tägliche Arbeitszeit

§ 9 Gleitende Arbeitszeit

§ 10 Feststehende Arbeitszeit

§ 11 Pausen

§ 12 Funktionszeit, Dienstleistungsabend

§ 13 Abweichende Arbeitszeitregelungen

§ 14 Teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte

§ 15 Telearbeit

§ 16 Beamtinnen und Beamte der Polizei und des
Strafvollzugsdienstes

§ 17 Sonderregelungen für jugendliche Polizeibeamtinnen und 
-beamte

§ 18 Beamtete Lehrkräfte

§ 19 Neue Arbeitszeitmodelle

§ 20 Richterinnen und Richter

3. ABSCHNITT

Urlaub

1. Unterabschnitt

Erholungsurlaub

§ 21 Dauer des Jahresurlaubs

§ 22 Zusatzurlaub für Schichtdienst

§ 23 Zusatzurlaub in sonstigen Fällen

§ 24 Anrechnung und Kürzung

§ 25 Inanspruchnahme von Urlaub, Widerruf

2. Unterabschnitt

Sonderurlaub

§ 26 Besondere Leistungen und Verbesserungsvorschläge

§ 27 Dienstjubiläen

§ 28 Familienheimfahrten

§ 29 Sonderurlaub aus verschiedenen Anlässen

§ 30 Kuren

3. Unterabschnitt

Urlaub aus sonstigen Gründen

§ 31

4. ABSCHNITT

Mutterschutz

§ 32 Beschäftigungsverbote vor der Entbindung

§ 33 Mitteilungspflicht, ärztliches Zeugnis, Freistellung für
Untersuchungen

§ 34 Beschäftigungsverbote nach der Entbindung

§ 35 Mehrarbeit, Nacht- und Sonntagsarbeit

§ 36 Arbeitsbedingungen, Stillzeit

§ 37 Entlassung

§ 38 Fortzahlung der Bezüge

§ 39 Mutterschaftsgeld

5. ABSCHNITT

Elternzeit

§ 40 Anspruch auf Elternzeit

§ 41 Inanspruchnahme

§ 42 Teilzeitbeschäftigung

§ 43 Verlängerung

§ 44 Vorzeitige Beendigung

§ 45 Entlassung

§ 46 Krankenfürsorge

§ 47 Erstattung von Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträgen

§ 48 Zuständigkeit
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6. ABSCHNITT

Arbeitsschutz

§ 49 Geltung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften

§ 50 Amtsärztliche Untersuchungen

7. ABSCHNITT

Änderung von Vorschriften, Schlussbestimmungen

§ 51 Änderung der Verordnung über die Zuständigkeiten des
Landesamtes für Besoldung und Versorgung

§ 52 Übergangsregelungen

§ 53 Inkrafttreten

Es wird verordnet auf Grund von

1. § 90 Abs.1 Satz 1, §§ 99, 100, 100 a Abs.1 und § 112
Abs.1 Satz 2 und Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes
(LBG) in der Fassung vom 19. März 1996 (GBl.
S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 3. Mai 2005 (GBl. S. 321),

2. § 8 des Landesrichtergesetzes (LRiG) in der Fassung
vom 22. Mai 2000 (GBl. S. 504),

3. § 3 Abs.1 des Gesetzes über die Errichtung des Lan-
desamtes für Besoldung und Versorgung Baden-Würt-
temberg vom 2. Februar 1971 (GBl. S. 21) und

4. § 5 Abs. 2 und 3 des Landesverwaltungsgesetzes in der
Fassung vom 3. Februar 2005 (GBl. S.159).

1 . A B S C H N I T T

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt, soweit nichts anderes bestimmt
ist,

1. für die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Ge-
meinden, der Landkreise und der sonstigen der Auf-
sicht des Landes unterstehenden Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie

2. in entsprechender Anwendung für die

a) Dienstanfängerinnen und Dienstanfänger und

b) Richterinnen und Richter des Landes.

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen Dienst
zu leisten ist. Endet eine Dienstschicht nicht an dem Tag,
an dem sie begonnen hat, gilt als Arbeitstag nur der Ka-
lendertag, an dem sie begonnen hat.

(2) Beschäftigung ist jede tatsächliche Heranziehung zu
einer Dienstleistung. Als Beschäftigung gelten auch Un-
terricht, Studium oder Prüfungen im Rahmen einer Aus-
bildung, soweit eine Pflicht zur Teilnahme besteht.

(3) Erholungsurlaub ist der Jahresurlaub nach § 21 und
ein etwaiger Zusatzurlaub nach §§ 22 und 23.

(4) Bezüge im Sinne dieser Verordnung sind die Dienst-
bezüge nach § 1 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes
(BBesG), die sonstigen Bezüge nach § 1 Abs. 3 BBesG,
die Sonderzuschläge nach § 72 BBesG sowie die Unter-
haltsbeihilfen nach § 21 Abs. 3 LBG, soweit nichts ande-
res bestimmt ist.

§ 3

Zuständigkeit

(1) Für Entscheidungen nach dieser Verordnung ist der
Dienstvorgesetzte zuständig, soweit nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Soweit nicht das Landesamt für Besoldung und Ver-
sorgung zuständig ist, kann die oberste Dienstbehörde
für die Durchführung der §§ 39, 46 und 47 eine andere
zuständige Stelle bestimmen.

2 . A B S C H N I T T

Arbeitszeit

1. Unterabschnitt

Gemeinsame Bestimmungen

§ 4

Regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit

Die regelmäßige Arbeitszeit der Beamtinnen und Beam-
ten beträgt im Durchschnitt wöchentlich 41 Stunden.

§ 5

Arbeitszeitverkürzungstag

(1) Beamtinnen und Beamte werden im Kalenderjahr an
einem Arbeitstag unter Fortzahlung der Bezüge vom
Dienst freigestellt; die Freistellung beträgt höchstens ein
Fünftel der für die Beamtin oder den Beamten geltenden
durchschnittlichen Wochenarbeitszeit.

(2) Hat die Beamtin oder der Beamte an dem für die Frei-
stellung vorgesehenen Tag Dienst zu leisten, ist die Frei-
stellung innerhalb desselben Kalenderjahres nachzuho-
len. Ist dies aus dienstlichen Gründen nicht möglich, darf
die Freistellung nur innerhalb der ersten zwei Monate
des folgenden Kalenderjahres nachgeholt werden.

(3) Der freie Tag ist von den zur Lehre verpflichteten
Mitgliedern der Hochschulen, soweit sie den Regelungen
dieser Verordnung zur Arbeitszeit unterliegen, innerhalb
der vorlesungsfreien Zeit in Anspruch zu nehmen.

(4) Während eines Studiums, einer Teilnahme an dienst-
lichen Ausbildungslehrgängen und Fortbildungsveran-
staltungen oder eines Vorbereitungsdienstes für ein Lehr-
amt besteht kein Anspruch auf Freistellung.
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§ 6

Arbeitszeit jugendlicher Beamtinnen und Beamter

(1) Die wöchentliche Arbeitszeit jugendlicher Beamtin-
nen und Beamter darf 40 Stunden, die tägliche Arbeitszeit
acht Stunden, zusammen mit den Pausen zehn Stunden,
nicht überschreiten. Die tägliche Arbeitszeit darf die
Dauer der von den erwachsenen Beamtinnen und Beam-
ten der Dienststelle oder des Betriebs an dem jeweiligen
Tag zu erbringenden Arbeitszeit nicht überschreiten. Ju-
gendliche Beamtinnen und Beamte dürfen während Zei-
ten, in denen erwachsene Beamtinnen oder Beamte der
Dienststelle oder des Betriebs regelmäßig keinen Dienst
leisten, nicht beschäftigt werden. § 4 Abs. 1, § 8 Abs. 2 a, 
§ 11 Abs. 1 und 2, §§ 13, 14 Abs. 1 und 2 Nr. 2, § 15 Satz 1,
§ 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1 und § 18 Abs. 1 des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes (JArbSchG) gelten entsprechend.

(2) Berufsschulpflichtige jugendliche Beamtinnen und
Beamte sind für die Teilnahme am Berufsschulunterricht
entsprechend § 9 JArbSchG unter Belassung der Bezüge
vom Dienst freizustellen. § 14 Abs. 4 JArbSchG gilt ent-
sprechend.

(3) Abweichend von Absatz 1 und 2 Satz 2 dürfen ju-
gendliche Beamtinnen und Beamte mit vorübergehenden
und unaufschiebbaren Tätigkeiten in Notfällen beschäf-
tigt werden, soweit erwachsene Beschäftigte nicht zur
Verfügung stehen. Nach Satz 1 geleistete Mehrarbeit ist
durch Dienstbefreiung innerhalb von drei Wochen auszu-
gleichen.

2. Unterabschnitt

Bestimmungen für Beamtinnen und 
Beamte des Landes

§ 7

Regelmäßige Arbeitszeit

(1) Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum von
einem Jahr zu Grunde zu legen; dabei darf die Arbeitszeit
in keiner Woche 55 Stunden überschreiten.

(2) Regelmäßige Arbeitstage sind die Tage von Montag
bis Freitag. An Samstagen, Sonntagen, gesetzlichen Fei-
ertagen, Heiligabend und Silvester ist dienstfrei. Wenn
die dienstlichen Verhältnisse es erfordern, kann für diese
Tage und für die sonst dienstfreie Zeit etwas anderes be-
stimmt werden.

(3) Fallen gesetzliche Feiertage, Heiligabend oder Sil-
vester auf einen Arbeitstag nach Absatz 2 Satz 1, vermin-
dert sich die Wochenarbeitszeit jeweils um die Zeit, die
an diesem Tag im Rahmen der täglichen Regelarbeitszeit
der Beamtin oder des Beamten zu leisten wäre. Für Be-
amtinnen und Beamte, die an dienstfreien Tagen Dienst
leisten müssen, vermindert sich die Wochenarbeitszeit,
unabhängig von der tatsächlichen Dienstleistung, in
demselben Umfang wie für Beamtinnen und Beamte
desselben Verwaltungszweigs mit regulärer Arbeitszeit.

§ 8

Tägliche Arbeitszeit

(1) Die Dienststellen und Betriebe regeln die Dienststun-
den im Rahmen der gleitenden Arbeitszeit (§ 9 Abs.1
und 2, § 11 Abs.1 und § 12 Abs.1 und 2) oder der fest-
stehenden Arbeitszeit (§ 10 Abs.1 und 2, §§ 11 und 12
Abs. 3)

(2) Die tägliche Arbeitszeit darf zehn Stunden nicht
überschreiten, sofern nicht Mehrarbeit nach § 90 Abs. 2
LBG angeordnet oder genehmigt ist.

(3) § 6 Abs. 2 gilt für erwachsene Beamtinnen und Be-
amte, die noch berufsschulpflichtig sind, entsprechend.

§ 9

Gleitende Arbeitszeit

(1) Die Dienststellen und Betriebe können zulassen, dass
die Beamtinnen und Beamten Dienstbeginn und Dienst-
ende nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 selbst bestimmen
(gleitende Arbeitszeit), wenn

1. die Arbeitszeit einschließlich der Pausen durch Zeiter-
fassungsgeräte erfasst wird,

2. die Personalvertretung der Einführung von Zeiterfas-
sungsgeräten verbindlich zugestimmt hat und ihre In-
stallation konkret vorgesehen ist, jedoch insbesondere
wegen fehlender Finanzierungsmittel noch nicht erfol-
gen konnte, oder

3. die oberste Dienstbehörde ausnahmsweise zugelassen
hat, dass in einer Dienststelle oder einem Betrieb oder
einem Teil davon auf die Zeiterfassung durch Zeiter-
fassungsgeräte verzichtet werden kann, weil ihre An-
schaffung wegen der Größe der Dienststelle oder des
Betriebs oder des Teils davon unwirtschaftlich ist oder
wegen der spezifischen Aufgabenstellung nicht ver-
tretbar erscheint.

(2) Die Dienststellen und Betriebe können einzelne Be-
amtinnen und Beamte oder Gruppen von Beamtinnen
und Beamten allgemein oder im Einzelfall vorüberge-
hend oder auf Dauer von der Teilnahme an der gleiten-
den Arbeitszeit ausnehmen, soweit dies aus dienstlichen
Gründen geboten ist.

(3) Mehr- oder Minderarbeitszeiten sollen innerhalb ei-
nes Jahres (Abrechnungszeitraum) ausgeglichen werden.
Abrechnungszeitraum ist in der Regel das Kalenderjahr.
Innerhalb des Abrechnungszeitraums sind Minderar-
beitszeiten bis zur Höhe der regelmäßigen wöchentli-
chen Arbeitszeit (§ 4) zulässig. In den nächsten Abrech-
nungszeitraum dürfen Mehr- oder Minderarbeitszeiten
bis zur Höhe der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
zeit (§ 4) übertragen werden.

(4) Zum Arbeitszeitausgleich kann zugelassen werden,
dass an bis zu 24 Arbeitstagen im Abrechnungszeitraum
kein Dienst geleistet wird, wenn dienstliche Gründe
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nicht entgegenstehen. Davon sind im Kalendermonat
höchstens fünf Tage Arbeitszeitausgleich, die auch zu-
sammengefasst werden können, zulässig. Die Dienst-
stelle oder der Betrieb kann bei erheblich schwankender
Arbeitsbelastung eine Zusammenfassung des Arbeits-
zeitausgleichs bis zu insgesamt zehn Tagen im Abrech-
nungszeitraum zulassen, ohne dass sich dadurch die
zulässigen Ausgleichsmöglichkeiten nach Satz 1 und 2
erhöhen. Zur Betreuung oder Pflege eines erkrankten
Kindes, welches das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat, oder eines pflegebedürftigen Angehörigen kann Ar-
beitszeitausgleich bis zu fünf Tagen zusammengefasst
und ohne Anrechnung auf die zulässigen Ausgleichs-
möglichkeiten nach Satz 1 und 2 genommen werden; auf
Verlangen ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen.

§ 10

Feststehende Arbeitszeit

(1) Bei feststehender Arbeitszeit beginnt der Dienst täg-
lich um 7.30 Uhr und endet montags bis donnerstags um
16.15 Uhr, freitags um 16.00 Uhr; darin enthalten ist eine
Pause von 30 Minuten.

(2) Die Dienststellen und Betriebe können eine abwei-
chende Regelung treffen, wenn dies nach den örtlichen
oder dienstlichen Verhältnissen oder aus persönlichen
Gründen gerechtfertigt ist. Dabei darf der Dienst nicht
nach 9.00 Uhr beginnen und montags bis donnerstags
nicht vor 15.30 Uhr, freitags nicht vor 12.00 Uhr enden;
davon darf ausnahmsweise abgewichen werden, wenn es
aus dienstlichen Gründen erforderlich ist.

(3) Liegen die Voraussetzungen des § 9 Abs.1 Nr.1, 2
oder 3 vor, gilt § 9 Abs. 3 und 4 entsprechend mit der
Maßgabe, dass für einen Arbeitszeitausgleich bis zu fünf
Stunden am Tag eine halbe Ausgleichsmöglichkeit nach
§ 9 Abs. 4 Satz 1 und 2 verbraucht ist. In anderen Fällen
gilt § 9 Abs. 3 und 4 mit folgenden Maßgaben:

1. Innerhalb des Abrechnungszeitraums dürfen Mehrar-
beitszeiten 20 Stunden und Minderarbeitszeiten zwölf
Stunden nicht überschreiten. In den nächsten Abrech-
nungszeitraum dürfen Mehr- oder Minderarbeitszeiten
bis zu zwölf Stunden übertragen werden.

2. Der Arbeitszeitausgleich ist bis zu zweimal im Kalen-
dermonat jeweils bis zu fünf Stunden zulässig; er kann
zu einem ganzen Tag zusammengefasst werden.

3. Eine Zusammenfassung von Arbeitszeitausgleich über
einen Tag hinaus ist nur in den Fällen des § 9 Abs. 4 
Satz 4 zulässig. Dabei sind abweichend von Nummer 1
Minderarbeitszeiten bis zur Höhe der regelmäßigen
wöchentlichen Arbeitszeit (§ 4) zulässig; sie sind bis
zum Ablauf des dritten auf das Ende des Arbeitszeitaus-
gleichs folgenden Kalendermonats auf zwölf Stunden
zurückzuführen.

§ 11

Pausen

(1) Pausen werden in die Arbeitszeit nicht eingerechnet.
Spätestens nach einer Arbeitszeit von mehr als sechs
Stunden ist die Arbeit durch eine Pause von mindestens
30 Minuten zu unterbrechen; sie kann in zwei Zeitab-
schnitte aufgeteilt werden. Die oberste Dienstbehörde
kann Ausnahmen von Satz 2 zulassen, wenn dienstliche
Belange es zwingend erfordern.

(2) Bei feststehender Arbeitszeit bestimmen die Dienst-
stellen und Betriebe Lage und Dauer der Pausen. Liegen
die Voraussetzungen des § 9 Abs.1 Nr.1, 2 oder 3 vor,
kann den Beamtinnen und Beamten gestattet werden,
Lage und Dauer der Pausen innerhalb eines festgesetzten
Rahmens unter Beachtung von Absatz 1 Satz 2 selbst zu
bestimmen.

§ 12

Funktionszeit, Dienstleistungsabend

(1) Bei gleitender Arbeitszeit stellen die Dienststellen
und Betriebe entsprechend den dienstlichen Erfordernis-
sen sicher, dass der Dienstbetrieb montags bis donners-
tags von 9.00 Uhr bis 15.30 Uhr, freitags bis 12.00 Uhr
ohne wesentliche Einschränkungen gewährleistet ist
(Funktionszeit). Sie bestimmen außerdem die Rahmen-
arbeitszeit und die tägliche Regelarbeitszeit; letztere gilt
als regelmäßige Arbeitszeit im Sinne von § 90 Abs. 2
Satz 2 LBG.

(2) Die Dienststellen und Betriebe können, auch für ein-
zelne Arbeitsbereiche, andere Funktionszeiten festlegen,
wenn dies nach den örtlichen oder dienstlichen Verhält-
nissen gerechtfertigt ist. Sie sollen an einem Arbeitstag in
der Woche die Funktionszeit auf den Abend, spätestens bis
19.30 Uhr, ausdehnen, soweit der Publikumsverkehr dies
rechtfertigt; entsprechende Festlegungen kann die oberste
Dienstbehörde für ihren Geschäftsbereich treffen.

(3) Bei feststehender Arbeitszeit gilt Absatz 2 Satz 2 ent-
sprechend. Zum Ausgleich kann die Arbeitszeit abwei-
chend von § 10 Abs.1 und 2 geregelt werden.

§ 13

Abweichende Arbeitszeitregelungen

Dienststellen und Betriebe können von den Regelungen
nach § 9 Abs. 3 und 4, §§ 10, 11 Abs.1 Satz 2, §§ 12 und
14 Satz 1 sowie vom dienstfreien Heiligabend und Sil-
vester bei entsprechendem Ausgleich abweichen,

1. wenn bei ihnen Beamtinnen und Beamte verschie-
dener Dienstherren tätig sind, um eine einheitliche
Dienststundenregelung zu erreichen,

2. für einen begrenzten Zeitraum oder auf Antrag für ein-
zelne Beamtinnen und Beamte, soweit dies aus Grün-
den der Gesundheitsvorsorge oder -fürsorge erforder-
lich ist,
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3. auf Antrag für einzelne Beamtinnen und Beamte,
wenn dies zur Betreuung eines Kindes unter 18 Jahren
oder eines nach ärztlichem Zeugnis pflegebedürftigen
Angehörigen erforderlich ist und dienstliche Belange
nicht entgegenstehen, oder

4. wenn die Dienstleistungsergebnisse der Beamtinnen
und Beamten im Rahmen von Dienstleistungsüber-
lassungsverträgen privaten Arbeitgebern überlassen
worden sind und wichtige Gründe vorliegen; über die
Zulassung von Abweichungen entscheidet die oberste
Dienstbehörde; sie kann die Befugnisse auf nachge-
ordnete Behörden übertragen.

§ 14

Teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte

Für teilzeitbeschäftigte Beamtinnen und Beamte sind die
Arbeitstage, die tägliche Arbeitszeit sowie im Rahmen
der § 9 Abs. 4 und § 10 Abs. 3 der Umfang des Arbeits-
zeitausgleichs im Einzelfall festzulegen. § 8 Abs. 2 und
§ 11 Abs.1 Satz 2 und Abs. 2 sind zu beachten.

§ 15

Telearbeit

Bei Telearbeit oder vergleichbaren Arbeitsformen kann
die Dienststelle oder der Betrieb, sofern dienstliche
Gründe nicht entgegenstehen,

1. Abweichungen von den Dienststunden- und Pausen-
regelungen unter Beachtung von § 8 Abs. 2 und § 11
Abs.1 Satz 2 und

2. abweichend von § 7 Abs. 2 Satz 2 den Samstag bis
13.00 Uhr, vor Ostern und Pfingsten bis 12.00 Uhr als
Arbeitstag

zulassen.

§ 16

Beamtinnen und Beamte der Polizei und des 
Strafvollzugsdienstes

(1) Die im Wechseldienst eingesetzten Polizeibeam-
tinnen und -beamten versehen ihren Dienst auch an den
dienstfreien Tagen sowie in der sonst dienstfreien Zeit.

(2) Das Innenministerium wird ermächtigt, durch Ver-
waltungsvorschriften von § 8 Abs. 2 und § 10 Abs.1 und
2 abweichende Regelungen über die Einteilung der re-
gelmäßigen Arbeitszeit, über die Dienststundenregelung
der im Wechseldienst eingesetzten Polizeibeamtinnen
und -beamten sowie über den Bereitschaftsdienst zu er-
lassen. Die tägliche Arbeitszeit darf höchstens zwölf
Stunden betragen. § 7 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt.

(3) Für die Beamtinnen und Beamten des Strafvollzugs-
dienstes gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend mit der
Maßgabe, dass Verwaltungsvorschriften durch das Jus-
tizministerium erlassen werden.

§ 17

Sonderregelungen für jugendliche Polizeibeamtinnen
und -beamte

(1) Für jugendliche Polizeibeamtinnen und -beamte der
Bereitschaftspolizei werden folgende Ausnahmen von
den Vorschriften dieses Abschnitts zugelassen, soweit
dies erforderlich ist, um die Ausbildung sicherzustellen:

1. Die tägliche Arbeitszeit darf bis zu zehn Stunden be-
tragen

a) im ersten Ausbildungsjahr höchstens viermal im
Monat, hiervon für die Ausbildung im Wachdienst
höchstens dreimal im Monat, insgesamt jedoch
nicht öfter als sechsunddreißigmal im Jahr,

b) im zweiten Ausbildungsjahr höchstens sechsmal im
Monat, hiervon für die Ausbildung im Wachdienst
höchstens dreimal im Monat,

c) im Einzeldienstpraktikum.

2. Die tägliche Arbeitszeit und die Pausen dürfen zusam-
men betragen

a) im ersten Ausbildungsjahr bis zu zwölf Stunden
höchstens viermal im Monat, hiervon für die Ausbil-
dung im Wachdienst höchstens dreimal im Monat,

b) im zweiten Ausbildungsjahr bis zu 14 Stunden
höchstens sechsmal im Monat, hiervon für die Aus-
bildung im Wachdienst höchstens dreimal im Monat.

3. Die wöchentliche Arbeitszeit darf im ersten Ausbil-
dungsjahr höchstens 48 Stunden, im zweiten Ausbil-
dungsjahr höchstens 50 Stunden betragen.

4. Die tägliche ununterbrochene Freizeit darf im An-
schluss an die Ausbildung im Wach- oder Bereitschafts-
dienst im zweiten Ausbildungsjahr bis zu dreimal im
Monat jeweils bis auf sechs Stunden eingeschränkt
werden.

5. Eine Beschäftigung in der Nacht ist zulässig

a) im ersten Ausbildungsjahr höchstens viermal im
Monat, hiervon für die Ausbildung im Wachdienst
höchstens dreimal im Monat, insgesamt jedoch
nicht öfter als sechsunddreißigmal im Jahr, und für
die Kraftfahrausbildung begrenzt auf die Zeit bis
24.00 Uhr,

b) im zweiten Ausbildungsjahr höchstens sechsmal im
Monat, hiervon für die Ausbildung im Wachdienst
höchstens dreimal im Monat, insgesamt jedoch
nicht öfter als achtundvierzigmal im Jahr,

c) im Einzeldienstpraktikum.

Im Anschluss an eine Ausbildung in der Nacht, ausge-
nommen eine Ausbildung im Wach- oder Bereit-
schaftsdienst, ist eine ununterbrochene Freizeit von
mindestens zwölf Stunden zu gewähren; die Freizeit
beträgt mindestens 24 Stunden, wenn diese Ausbil-
dung nach 24.00 Uhr endet.
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6. Die Ausbildung an mehr als fünf Tagen in der Woche
oder am Samstag oder am Sonntag ist jeweils nur ein-
mal im Monat zulässig, jedoch im ersten Ausbildungs-
jahr nur für die Ausbildung im Wach- oder Bereit-
schaftsdienst und im Einzeldienstpraktikum. An
gesetzlichen Feiertagen darf höchstens zweimal im
Jahr ausgebildet werden, jedoch im ersten Ausbil-
dungsjahr nur für die Ausbildung im Wach- oder Be-
reitschaftsdienst; im Einzeldienstpraktikum ist die
Ausbildung an gesetzlichen Feiertagen zulässig.

(2) Über den in Absatz 1 genannten Umfang hinaus sind
Ausnahmen von § 6 Abs.1 sowie von den Beschäfti-
gungsverboten nach § 49 Abs. 2 dieser Verordnung in
Verbindung mit § 22 Abs.1 Nr. 3 bis 7 JArbSchG für
jugendliche Polizeibeamtinnen und -beamte der Bereit-
schaftspolizei zulässig, wenn auf ihren Einsatz aus zwin-
genden dienstlichen Gründen nicht verzichtet werden
kann, während der Grundausbildung nur auf besondere
Anordnung des Bereitschaftspolizeipräsidiums bei La-
gen, die die Kräfte der Polizei in außergewöhnlicher
Weise beanspruchen. Auf die Leistungsfähigkeit und den
Ausbildungsstand der jugendlichen Polizeibeamtinnen
und -beamten ist besondere Rücksicht zu nehmen. Ihre
Heranziehung zu Dienstleistungen, die voraussichtlich
mit besonderen Gefährdungen sowie mit außergewöhnli-
chen physischen oder psychischen Belastungen verbun-
den sind, ist nicht zulässig.

(3) Mehrarbeit, die in den Fällen der Absätze 1 und 2
über die Arbeitszeit nach § 6 Abs.1 hinaus geleistet wird,
ist innerhalb von sechs Wochen durch Dienstbefreiung
auszugleichen.

§ 18

Beamtete Lehrkräfte

Die Dauer der Unterrichtsverpflichtung der beamteten
Lehrkräfte im Rahmen der durchschnittlichen Wochen-
arbeitszeit (§ 4) wird durch Verordnung der Landesregie-
rung geregelt.

§ 19

Neue Arbeitszeitmodelle

Zur Erprobung neuer Arbeitszeitmodelle kann die oberste
Dienstbehörde befristete Ausnahmen von den Bestim-
mungen dieses Abschnitts zulassen, um insbesondere
1. eine effektivere Aufgabenerledigung,
2. ein verbessertes Dienstleistungsangebot oder
3. eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf

zu erreichen. Durch die Ausnahmen darf der Gesund-
heitsschutz nicht beeinträchtigt werden; insbesondere
sind §§ 4, 7 Abs.1, § 8 Abs. 2 und § 11 Abs.1 Satz 2 zu
beachten. Führt die Erprobung zu einer Beeinträchtigung
dienstlicher Interessen oder des Gesundheitsschutzes,
sind die Arbeitszeitmodelle so anzupassen, dass die Be-
einträchtigung unterbunden wird.

§ 20

Richterinnen und Richter

Für Richterinnen und Richter finden die Bestimmun-
gen dieses Unterabschnitts mit Ausnahme von § 7 Abs.1
Halbsatz 1, Abs. 2 und 3 Satz 1 keine Anwendung. Satz 1
gilt nicht, soweit Richterinnen und Richter zu einer Ver-
waltungsbehörde des Landes abgeordnet sind.

3 . A B S C H N I T T

Urlaub

1. Unterabschnitt

Erholungsurlaub

§ 21

Dauer des Jahresurlaubs

(1) Der Jahresurlaub beträgt für Beamtinnen und Be-
amte, deren regelmäßige Arbeitszeit auf fünf Tage in der
Kalenderwoche verteilt ist,

vor dem vollendeten 30. Lebensjahr 26 Arbeitstage,

ab dem vollendeten 30. Lebensjahr 29 Arbeitstage,

ab dem vollendeten 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage.

Maßgebend ist das im jeweiligen Kalenderjahr vollen-
dete Lebensjahr.

(2) Die Arbeitszeit der im Wechseldienst eingesetzten
Beamtinnen und Beamten des Polizeivollzugsdienstes
und des Strafvollzugsdienstes gilt als regelmäßige Ar-
beitszeit von fünf Tagen in der Kalenderwoche im Sinne
von Absatz 1; Absatz 3 und § 2 Abs.1 Satz 2 finden keine
Anwendung.

(3) Verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit auf mehr
oder weniger als fünf Tage in der Kalenderwoche, erhöht
oder vermindert sich der Erholungsurlaub für jeden zu-
sätzlichen Arbeitstag oder arbeitsfreien Tag im Kalender-
jahr um ein Zweihundertsechzigstel des Jahresurlaubs.
Ändert sich die Verteilung der regelmäßigen Arbeitszeit
während des Kalenderjahres, ist bei der Urlaubsberech-
nung die Zahl der Arbeitstage zu Grunde zu legen, die
sich ergeben würde, wenn die für die Zeit des Erholungs-
urlaubs maßgebende Verteilung der Arbeitszeit für das
ganze Jahr gelten würde. Noch nicht genommener Erho-
lungsurlaub aus Vorjahren erhöht oder vermindert sich in
gleicher Weise.

(4) Für beamtete Lehrkräfte und für Beamtinnen und Be-
amte in Ausbildung während eines Studiums wird der
Erholungsurlaub durch die Ferien abgegolten. Bleibt in-
folge einer dienstlichen Inanspruchnahme während der
Ferien die Zahl der verbleibenden dienstfreien Ferien-
tage hinter der Zahl der Urlaubstage zurück, werden nur
die dienstfreien Ferientage auf den Erholungsurlaub an-
gerechnet.
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§ 22

Zusatzurlaub für Schichtdienst

(1) Wird Dienst nach einem Schichtplan verrichtet, der
einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit 
in Wechselschichten bei ununterbrochenem Fortgang der
Arbeit während der ganzen Woche, gegebenenfalls mit
einer Unterbrechung der Arbeit am Wochenende von
höchstens 48 Stunden Dauer, vorsieht, und sind dabei
nach dem Dienstplan im Jahresdurchschnitt in je fünf
Wochen mindestens 40 Arbeitsstunden in der Nacht-
schicht zu leisten, wird bei einer solchen Dienstleistung
wie folgt Zusatzurlaub bewilligt:
In der In der
Fünf-Tage-Woche Sechs-Tage-Woche Zusatzurlaub

Dienstleistung 
an mindestens

87 Arbeitstagen 104 Arbeitstagen einen Arbeitstag

130 Arbeitstagen 156 Arbeitstagen zwei Arbeitstage

173 Arbeitstagen 208 Arbeitstagen drei Arbeitstage

195 Arbeitstagen 234 Arbeitstagen vier Arbeitstage.

Beginnen an einem Tag zwei Dienstschichten und endet
die zweite Dienstschicht an einem anderen Kalendertag,
so gelten beide Kalendertage als Arbeitstage.

(2) Wird Dienst nach einem Schichtplan zu erheblich un-
terschiedlichen Zeiten verrichtet, ohne dass die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 vorliegen, erhält die Beamtin
oder der Beamte

einen Arbeitstag Zusatzurlaub, wenn mindestens 110
Stunden,

zwei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 220
Stunden,

drei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 330
Stunden,

vier Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 450
Stunden

Nachtdienst geleistet wurden. Die Voraussetzungen des
Satzes 1 sind nur erfüllt, wenn die Lage oder die Dauer
der Schichten überwiegend um mindestens drei Stunden
voneinander abweichen.

(3) Sind weder die Voraussetzungen des Absatzes 1 noch
die des Absatzes 2 erfüllt, erhält die Beamtin oder der
Beamte

einen Arbeitstag Zusatzurlaub, wenn mindestens 150
Stunden,

zwei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 300
Stunden,

drei Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 450
Stunden,

vier Arbeitstage Zusatzurlaub, wenn mindestens 600
Stunden

Nachtdienst geleistet wurde.

(4) Auf Beamtinnen und Beamte mit ermäßigter Arbeits-
zeit sind die Absätze 1 bis 3 mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass die Zahl der geforderten Arbeitsstunden in der
Nachtschicht oder der geforderten Nachtdienststunden
im Verhältnis der ermäßigten Arbeitszeit zur regelmäßi-
gen Arbeitszeit gekürzt wird.

(5) Der Bemessung des Zusatzurlaubs werden die im Ka-
lenderjahr erbrachten Dienstleistungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 4 zu Grunde gelegt. Der Zusatzurlaub erhöht
sich ab dem Kalenderjahr, in dem die Beamtin oder der
Beamte das 50. Lebensjahr vollendet, um einen Arbeits-
tag. Der Zusatzurlaub nach den Absätzen 1 bis 4 darf ins-
gesamt vier Arbeitstage, in den Fällen des Satzes 2 fünf
Arbeitstage für das Kalenderjahr nicht überschreiten.
§ 21 Abs. 3 Satz 1 ist nicht anzuwenden.

(6) Nachtdienst ist der dienstplanmäßige Dienst zwi-
schen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für Beamtinnen und
Beamte, die nach einem Schichtplan eingesetzt sind, der
für den Regelfall Schichten von 24 Stunden Dauer vor-
sieht. Ist mindestens ein Viertel der Schichten kürzer als
24, aber länger als elf Stunden, erhält die Beamtin oder
der Beamte für je fünf Monate Schichtdienst im Urlaubs-
jahr einen Arbeitstag Zusatzurlaub; Absatz 5 Satz 2 ist
nicht anzuwenden.

§ 23

Zusatzurlaub in sonstigen Fällen

(1) Einen Zusatzurlaub von drei Arbeitstagen erhalten
Beamtinnen und Beamte,

1. deren Grad der Behinderung weniger als 50, aber min-
destens 30 oder 

2. deren Minderung der Erwerbsfähigkeit weniger als 50
vom Hundert, aber mindestens 25 vom Hundert

beträgt. Der Grad der Behinderung oder die Minderung
der Erwerbsfähigkeit ist nachzuweisen, im Zweifelsfall
auf Verlangen durch ein amtsärztliches Zeugnis. § 125
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 und Abs. 2 und 3 des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) gilt entsprechend.

(2) Soweit in § 125 SGB IX nichts anderes bestimmt ist,
sind für den Zusatzurlaub für schwerbehinderte Beam-
tinnen und Beamte die Bestimmungen dieses Unterab-
schnitts entsprechend anzuwenden.

§ 24

Anrechnung und Kürzung

(1) Erholungsurlaub, der der Beamtin oder dem Beamten
während eines anderen Beschäftigungsverhältnisses für
Zeiten gewährt worden ist, für die ihr oder ihm nach dieser
Verordnung Erholungsurlaub zusteht, ist anzurechnen.
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(2) In einem Kalenderjahr zu viel erhaltener Erholungs-
urlaub ist so bald wie möglich auf einen neuen Urlaubs-
anspruch anzurechnen.

(3) Beginnt oder endet das Beamtenverhältnis im Laufe
des Kalenderjahres, so steht der Beamtin oder dem Be-
amten für jeden vollen Kalendermonat der Dienstzu-
gehörigkeit ein Zwölftel des Erholungsurlaubs zu.

(4) Der Erholungsurlaub wird für jeden vollen Kalender-
monat

1. eines Urlaubs ohne Bezüge nach § 31,

2. einer Beurlaubung nach §§ 153 b oder 153 c LBG oder
nach §§ 7 oder 7a LRiG,

3. eines Freistellungsjahrs nach § 153 g LBG,

4. einer Freistellung vom Dienst nach § 153 h Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 LBG oder nach § 7c Abs. 2 Nr. 2 LRiG oder

5. einer Elternzeit nach dem 5. Abschnitt

um ein Zwölftel gekürzt.

(5) Verbleibende Bruchteile von Urlaubstagen nach den
Absätzen 3 und 4 sowie § 21 Abs. 3 werden zusammen-
gerechnet und einmal im Jahr auf einen vollen Urlaubs-
tag aufgerundet.

(6) Können in den Fällen der Absätze 3 und 4 Minder-
arbeitszeiten (§ 9 Abs. 3 Satz 3, § 10 Abs. 3 Satz 1 und 2
Nr.1 und 3) bis zum Ende der Dienstleistungspflicht
nicht mehr ausgeglichen werden, wird der Erholungs-
urlaub um die Zahl von Urlaubstagen gekürzt, die der
Höhe der Minderarbeitszeit entspricht. Bruchteile von
Urlaubstagen werden abgerundet.

§ 25

Inanspruchnahme von Urlaub, Widerruf

(1) Der Erholungsurlaub soll grundsätzlich in dem Ka-
lenderjahr, in dem der Anspruch entsteht, genommen
werden. Er verfällt, wenn er nicht bis zum 30. September
des nächsten Jahres genommen worden ist. Erholungs-
urlaub, der vor Beginn der Beschäftigungsverbote nach
dem 4. Abschnitt oder der Elternzeit nicht genommen
wurde, kann nach Ablauf der Beschäftigungsverbote
oder nach Ende der Elternzeit im laufenden oder nächs-
ten Kalenderjahr genommen werden.

(2) Der Erholungsurlaub ist auf Antrag zu erteilen, wenn
die ordnungsgemäße Erledigung der Dienstgeschäfte ge-
währleistet ist. Beamtinnen und Beamte in Ausbildung
haben den Erholungsurlaub so zu nehmen, dass die Aus-
bildung nicht beeinträchtigt wird. § 19 Abs. 3 JArbSchG
gilt entsprechend.

(3) Die oberste Dienstbehörde kann bestimmen, dass die
Leiterinnen und Leiter staatlicher Dienststellen und Be-
triebe, der Amtschef und die Leiterinnen und Leiter der
Abteilungen und vergleichbarer Organisationseinheiten
der obersten Dienstbehörde sowie vergleichbare leitende
Beamtinnen und Beamte anderer Dienstherren Erho-

lungsurlaub im Rahmen der Vorschriften dieses Unterab-
schnitts ohne Genehmigung in Anspruch nehmen können,
wenn die ordnungsgemäße Erledigung der Dienstge-
schäfte gewährleistet ist. Der Urlaub ist dem Dienstvor-
gesetzten rechtzeitig vor Urlaubsantritt anzuzeigen.

(4) Will die Beamtin oder der Beamte aus wichtigen
Gründen den erteilten Erholungsurlaub verlegen oder ab-
brechen, so ist dem Antrag zu entsprechen, wenn dienst-
liche Gründe nicht entgegenstehen.

(5) Wird die Beamtin oder der Beamte während des Er-
holungsurlaubs durch Krankheit dienstunfähig und wird
dies unverzüglich angezeigt, wird die Zeit der Dienst-
unfähigkeit nicht auf den Erholungsurlaub angerechnet.
Die Dienstunfähigkeit ist grundsätzlich durch ein ärzt-
liches, auf Verlangen durch ein amtsärztliches Zeugnis
nachzuweisen.

(6) Wenn dringende dienstliche Gründe es erfordern,
kann die Genehmigung des Erholungsurlaubs widerrufen
oder im Falle des Absatzes 3 die Inanspruchnahme des
Erholungsurlaubs untersagt werden.

2. Unterabschnitt

Sonderurlaub

§ 26

Besondere Leistungen und Verbesserungsvorschläge

(1) Einer Beamtin oder einem Beamten können für Leis-
tungen, die besondere Anerkennung verdienen, im Ka-
lenderjahr bis zu drei Tage Sonderurlaub unter Belassung
der Bezüge bewilligt werden.

(2) Auf Empfehlung des Ausschusses für das Vorschlags-
wesen kann einer Beamtin oder einem Beamten für 
jeden angenommenen Verbesserungsvorschlag bis zu
drei Tage, für einen abgelehnten Vorschlag ein Tag Son-
derurlaub unter Belassung der Bezüge bewilligt werden.

§ 27

Dienstjubiläen

Die Beamtin oder der Beamte erhält in dem Kalenderjahr
seines 25-, 40-, und 50-jährigen Dienstjubiläums jeweils
einen Tag Sonderurlaub unter Belassung der Bezüge. § 3
Abs. 2 Satz 2 und § 4 der Jubiläumsgabenverordnung
gelten entsprechend.

§ 28

Familienheimfahrten

Für Familienheimfahrten im Sinne von § 5 Abs.1 der
Landestrennungsgeldverordnung kann bei Vorliegen be-
sonderer Gründe im Kalenderjahr bis zu zwei Tage Son-
derurlaub unter Belassung der Bezüge bewilligt werden.
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§ 29

Sonderurlaub aus verschiedenen Anlässen

(1) Sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen,
kann der Beamtin oder dem Beamten für die notwendige
Dauer der Abwesenheit Sonderurlaub unter Belassung
der Bezüge bewilligt werden

1. aus wichtigem persönlichem Anlass,

2. zur Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit im öffentli-
chen Leben,

3. zur Teilnahme an Tagungen, Lehrgängen und Veran-
staltungen, soweit sie

a) staatsbürgerlichen Zwecken dienen oder

b) von Organisationen, deren Tätigkeit im öffentli-
chen Interesse liegt, durchgeführt werden und an
den Tagungen, Lehrgängen und Veranstaltungen
ein öffentliches Interesse besteht oder

c) fachlichen Zwecken dienen und im dienstlichen In-
teresse liegen.

(2) Der Sonderurlaub nach Absatz 1 Nr. 3 soll fünf Ar-
beitstage im Kalenderjahr nicht überschreiten; er darf
höchstens zehn Arbeitstage betragen. Die oberste Dienst-
behörde kann in besonders begründeten Fällen Ausnah-
men von der Höchstdauer zulassen.

§ 30

Kuren

Sonderurlaub unter Belassung der Bezüge wird bewil-
ligt, für

1. Kuren, die als beihilfefähig anerkannt sind oder für die
beamtenrechtliche Heilfürsorge oder Unfallfürsorge
genehmigt worden ist,

2. medizinische Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnah-
men, die ein Träger der gesetzlichen Renten-, Kran-
ken- oder Unfallversicherung, ein Versorgungs- oder
sonstiger Sozialleistungsträger bewilligt hat und die in
einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder
Rehabilitation stationär durchgeführt werden.

Bei der Festlegung des Beginns des Sonderurlaubs soll
auf dienstliche Belange Rücksicht genommen werden.
Die Beurlaubung erfolgt für die als beihilfefähig aner-
kannte oder vom Leistungsträger bewilligte Dauer; für
Nachkuren oder Schonungszeiten wird kein Sonderur-
laub bewilligt.

3. Unterabschnitt

Urlaub aus sonstigen Gründen

§ 31

(1) Urlaub aus sonstigen Gründen kann bis zu sechs Mo-
naten bewilligt werden, wenn dienstliche Gründe nicht

entgegenstehen. Die oberste Dienstbehörde kann in Aus-
nahmefällen die Bewilligung von Urlaub über sechs Mo-
nate hinaus zulassen; bei Beamtinnen und Beamten des
Landes in der Regel nur, wenn besondere Landesinteres-
sen dies rechtfertigen. Die oberste Dienstbehörde kann
die Befugnis auf nachgeordnete Dienststellen und Be-
triebe übertragen. Die Beurlaubung von Beamtinnen und
Beamten des Landes zur Beschäftigung im Arbeitneh-
merverhältnis beim Land gegen eine höhere Bezahlung
ist nicht zulässig. Zum Zwecke der Aufnahme einer
Tätigkeit bei einem anderen Dienstherrn ist eine Beur-
laubung von Beamtinnen und Beamten des Landes nur
ausnahmsweise im Rahmen besonderer haushaltsrechtli-
cher Ermächtigungen oder mit Zustimmung des Finanz-
ministeriums zulässig.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann Beamtinnen und Be-
amten zur Ausübung einer Tätigkeit bei einer privatrecht-
lich organisierten Einrichtung der öffentlichen Hand, die
öffentliche Aufgaben wahrnimmt, oder einer öffentlich-
rechtlich organisierten Einrichtung ohne Dienstherrn-
eigenschaft langfristig Urlaub unter Wegfall der Bezüge
bewilligt werden, wenn

1. die Beurlaubung dienstlichen Interessen dient,

2. eine Zuweisung nach den Vorschriften des Beamten-
rechtsrahmengesetzes ausscheidet oder für den
Dienstherrn insgesamt mit höheren Kosten verbunden
wäre und

3. der Beamtin oder dem Beamten die Entlassung aus
dem Beamtenverhältnis nicht zumutbar ist.

Eine Rückkehr aus dem Urlaub kann zugelassen werden,
wenn der Beamtin oder dem Beamten die Fortsetzung
des Urlaubs nicht zugemutet werden kann und dienstli-
che Belange nicht entgegenstehen.

(3) Urlaub, der lediglich persönlichen Belangen der Be-
amtin oder des Beamten dient, wird unter Wegfall der
Bezüge bewilligt.

(4) Dient Urlaub nach Absatz 1 auch dienstlichen Inter-
essen, können die Bezüge bis zur Dauer von sechs Mo-
naten, für die sechs Wochen übersteigende Zeit jedoch
nur in halber Höhe, belassen werden. Die oberste Dienst-
behörde kann in Ausnahmefällen zulassen, dass die Be-
züge in größerem Umfang belassen werden. Bei Beam-
tinnen und Beamten des Landes sind Ausnahmen nach
Satz 2 nur zulässig

1. im Rahmen besonderer haushaltsrechtlicher Ermächti-
gungen oder

2. mit Zustimmung des Finanzministeriums in den Fäl-
len ausländischer Lehr- und Forschungsaufenthalte
von Hochschullehrern, des gegenseitigen Austauschs
oder der Kostenerstattung durch Dritte.
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4 . A B S C H N I T T

Mutterschutz

§ 32

Beschäftigungsverbote vor der Entbindung

(1) Eine Beamtin darf während ihrer Schwangerschaft
nicht beschäftigt werden, wenn nach ärztlichem Zeugnis
Leben oder Gesundheit von Mutter oder Kind bei Fort-
dauer der Dienstleistung gefährdet sind.

(2) In den letzten sechs Wochen vor der Entbindung darf
die Beamtin nicht beschäftigt werden, es sei denn, dass
sie sich zur Dienstleistung ausdrücklich bereit erklärt;
die Erklärung kann jederzeit widerrufen werden. Entbin-
det die Beamtin früher oder später als an dem mutmaßli-
chen Tag der Entbindung, so verkürzt oder verlängert
sich die Frist nach Satz 1 entsprechend.

(3) Während ihrer Schwangerschaft darf eine Beamtin
nicht mit Tätigkeiten nach § 4 Abs.1 bis 3 Satz 1 des
Mutterschutzgesetzes (MuSchG) und §§ 4 und 5 der Ver-
ordnung zum Schutze der Mütter am Arbeitsplatz vom
15. April 1997 (BGBl. I S. 782) in der jeweils geltenden
Fassung beschäftigt werden.

§ 33

Mitteilungspflicht, ärztliches Zeugnis, 
Freistellung für Untersuchungen

(1) Sobald einer Beamtin bekannt ist, dass sie schwanger
ist, soll sie dies dem Dienstvorgesetzten mitteilen und
dabei den mutmaßlichen Tag der Entbindung angeben.
Auf Verlangen des Dienstvorgesetzten ist das Zeugnis
eines Arztes oder einer Hebamme vorzulegen; das Zeug-
nis soll den mutmaßlichen Tag der Entbindung angeben.
Die Kosten für das Zeugnis trägt die Dienststelle der Be-
amtin.

(2) Die Beamtin ist vom Dienst freizustellen, soweit 
dies zur Durchführung von Untersuchungen im Rahmen
der Schwangerschaftsüberwachung erforderlich ist und
diese Untersuchungen während der Arbeitszeit stattfin-
den müssen.

§ 34

Beschäftigungsverbote nach der Entbindung

(1) In den ersten acht Wochen, bei Früh- oder Mehrlings-
geburten zwölf Wochen nach der Entbindung darf eine
Beamtin nicht beschäftigt werden. Bei Frühgeburten und
sonstigen vorzeitigen Entbindungen verlängert sich die
Frist um den Zeitraum, der nach § 32 Abs. 2 nicht in An-
spruch genommen werden konnte. Beim Tod ihres Kin-
des oder in sonstigen besonders begründeten Fällen kann
die Mutter auf ihr ausdrückliches Verlangen schon vor
Ablauf dieser Frist, aber nicht in den ersten zwei Wochen
nach der Entbindung, wieder beschäftigt werden, wenn

nach ärztlichem Zeugnis nichts dagegen spricht; sie kann
ihre Erklärung jederzeit widerrufen.

(2) Eine Beamtin, die in den ersten Monaten nach der
Entbindung nach ärztlichem Zeugnis nicht voll dienst-
fähig ist, darf nicht mit Tätigkeiten beschäftigt werden,
die ihre Leistungsfähigkeit übersteigen.

(3) Solange eine Beamtin stillt, darf sie nicht mit Tätig-
keiten nach § 32 Abs. 3 beschäftigt werden.

§ 35

Mehrarbeit, Nacht- und Sonntagsarbeit

(1) Eine Beamtin darf während ihrer Schwangerschaft
und solange sie stillt nicht zur Mehrarbeit herangezogen
und nicht in der Nacht zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr
sowie nicht an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden.

(2) Mehrarbeit im Sinne des Absatzes 1 ist jede Dienst-
leistung, die

1. von jugendlichen Beamtinnen über acht Stunden täg-
lich oder über 40 Stunden wöchentlich,

2. von sonstigen Beamtinnen über acht Stunden 30 Mi-
nuten täglich oder über die regelmäßige wöchentliche
Arbeitszeit (§ 4)

hinaus geleistet wird.

(3) Im Verkehrswesen und in Krankenpflegeanstalten
dürfen Beamtinnen während ihrer Schwangerschaft und
solange sie stillen abweichend von Absatz 1 an Sonn-
und Feiertagen beschäftigt werden, wenn ihnen in jeder
Woche einmal eine ununterbrochene Ruhezeit von min-
destens 24 Stunden im Anschluss an eine Nachtruhe ge-
währt wird.

(4) Liegt eine ärztliche Unbedenklichkeitsbescheinigung
vor, kann der Dienstvorgesetzte Ausnahmen von Ab-
satz 1 bis 3 zulassen. Dies gilt nicht für jugendliche Be-
amtinnen.

§ 36

Arbeitsbedingungen, Stillzeit

§ 2 Abs.1 bis 3 und § 7 Abs.1 und 2 MuSchG sowie §§ 1
bis 3 der Verordnung zum Schutze der Mütter am Ar-
beitsplatz gelten entsprechend.

§ 37

Entlassung

(1) Während der Schwangerschaft und innerhalb von
vier Monaten nach der Entbindung darf die Entlassung
nach §§ 43 oder 44 LBG gegen den Willen der Beamtin
nicht ausgesprochen werden, wenn der für die Ent-
lassung zuständigen Behörde die Schwangerschaft oder
die Entbindung bekannt war. Eine ohne diese Kenntnis
ergangene Entlassungsverfügung ist zurückzunehmen,
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wenn die Schwangerschaft oder die Entbindung der nach
Satz 1 zuständigen Behörde innerhalb von zwei Wochen
nach der Zustellung mitgeteilt wird; das Überschreiten
dieser Frist ist unschädlich, wenn die Beamtin oder
frühere Beamtin dies nicht zu vertreten hat und die Mit-
teilung unverzüglich nachgeholt wird.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Entlassung einer
Beamtin auf Probe oder auf Widerruf ausgesprochen
werden, wenn ein Sachverhalt vorliegt, bei dem eine Be-
amtin auf Lebenszeit durch ein Disziplinarverfahren aus
dem Beamtenverhältnis zu entfernen wäre.

§ 38

Fortzahlung der Bezüge

(1) Durch die Beschäftigungsverbote nach §§ 32 und 
34, die Freistellung nach § 33 Abs. 2 und die Inan-
spruchnahme der Stillzeit nach § 36 wird die Fortzah-
lung der Bezüge nicht berührt.

(2) Durch die Beschäftigungsverbote nach § 35 Abs.1
werden die Fortzahlung der Erschwerniszulagen für
Dienst zu ungünstigen Zeiten und für Wechselschicht-
oder Schichtdienst sowie die Vergütung nach der Voll-
streckungsvergütungsverordnung nicht berührt.

(3) Bemessungsgrundlage für die Zahlung der Erschwer-
niszulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten und für
Wechselschicht- oder Schichtdienst sowie für die Vergü-
tung nach der Vollstreckungsvergütungsverordnung ist
der Durchschnitt der Zulagen und der Vergütungen der
letzten drei Monate vor Beginn des Monats, in dem die
Schwangerschaft eingetreten ist.

§ 39

Mutterschaftsgeld

Soweit die Zeiten nach § 32 Abs. 2 und § 34 Abs.1 sowie
der Entbindungstag in eine Elternzeit fallen, erhält die
Beamtin ein Mutterschaftsgeld in Höhe von 13 Euro je
Kalendertag, wenn sie während der Elternzeit nicht teil-
zeitbeschäftigt ist. Bei einer Beamtin, deren maßgebliche
Bezüge vor Beginn der Elternzeit die Versicherungs-
pflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung
(§ 6 Abs. 6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) über-
schreiten, ist das Mutterschaftsgeld auf insgesamt 210
Euro begrenzt. Maßgebliche Bezüge sind die laufenden
monatlichen Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 BBesG ohne
Familienzuschlag und ohne Auslandsdienstbezüge sowie
die Anwärterbezüge nach § 1 Abs. 3 Nr.1 BBesG und die
Unterhaltsbeihilfen nach § 21 Abs. 3 LBG. Befand sich
die Beamtin vor Beginn der Elternzeit in Elternzeit für
ein anderes Kind oder war sie ohne Dienstbezüge beur-
laubt, so sind die zuletzt gezahlten Bezüge im Sinne des
Satzes 3 sowie die zu diesem Zeitpunkt geltende Versi-
cherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung maßgebend.

5 . A B S C H N I T T

Elternzeit

§ 40

Anspruch auf Elternzeit

(1) Beamtinnen und Beamte haben Anspruch auf Eltern-
zeit ohne Dienstbezüge, wenn

1. sie mit einem
a) Kind, für das ihnen die Personensorge zusteht,
b) Kind des Ehegatten oder Lebenspartners (§ 1 des

Lebenspartnerschaftsgesetzes),
c) Kind, das sie in Vollzeitpflege (§ 33 des Achten

Buches Sozialgesetzbuch – SGB VIII) oder in
Adoptionspflege (§ 1744 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs) aufgenommen haben, oder

d) Kind, für das sie auch ohne Personensorgerecht in
den Fällen des § 1 Abs.1 Satz 3 oder Abs. 3 Nr. 3
des Bundeserziehungsgeldgesetzes (BErzGG) oder
in einem besonderen Härtefall nach § 1 Abs. 5
BErzGG Erziehungsgeld beziehen können,

in einem Haushalt leben und
2. dieses Kind selbst betreuen und erziehen.

Bei einem leiblichen Kind eines nicht sorgeberechtigten
Elternteils ist die Zustimmung des sorgeberechtigten El-
ternteils erforderlich.

(2) Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollendung
des dritten Lebensjahres eines Kindes. Die Zeit des Be-
schäftigungsverbots nach § 36 Abs.1 oder nach § 6 Abs.1
MuSchG (Mutterschutzfrist) wird auf die Begrenzung
nach Satz 1 angerechnet. Bei mehreren Kindern besteht
der Anspruch auf Elternzeit für jedes Kind, auch wenn sich
die Zeiträume nach Satz 1 überschneiden. Ein Anteil der
Elternzeit von bis zu zwölf Monaten für jedes Kind ist auf
die Zeit bis zur Vollendung des achten Lebensjahres über-
tragbar, wenn zwingende dienstliche Belange nicht entge-
genstehen; dies gilt auch, wenn sich Zeiträume nach Satz 1
bei mehreren Kindern überschneiden.

(3) Bei einem angenommenen Kind und bei einem Kind
in Vollzeit- oder in Adoptionspflege besteht ein An-
spruch auf Elternzeit von insgesamt bis zu drei Jahren ab
der Aufnahme bei der berechtigten Person, längstens bis
zur Vollendung des achten Lebensjahres des Kindes. Ab-
satz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(4) Die Elternzeit kann, auch anteilig, von jedem Eltern-
teil allein oder von beiden Elternteilen gemeinsam ge-
nommen werden. Satz 1 gilt entsprechend für Ehegatten,
Lebenspartner und die Berechtigten nach Absatz 1 Satz 1
Nr.1 Buchst. c.

§ 41

Inanspruchnahme

(1) Die Elternzeit muss, wenn sie unmittelbar nach der
Geburt des Kindes oder nach der Mutterschutzfrist be-
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ginnen soll, spätestens sechs Wochen, sonst spätestens
acht Wochen vor Beginn schriftlich beantragt werden.
Bei Vorliegen dringender Gründe ist ausnahmsweise eine
angemessene kürzere Frist möglich. Kann eine sich un-
mittelbar an die Mutterschutzfrist anschließende Eltern-
zeit aus einem von der Beamtin oder dem Beamten nicht
zu vertretenden Grund nicht rechtzeitig beantragt wer-
den, so kann dies innerhalb einer Woche nach Wegfall
des Grundes nachgeholt werden.

(2) Bei der Antragstellung ist anzugeben, für welche
Zeiträume innerhalb von zwei Jahren die Elternzeit bean-
tragt wird. Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss
an die Mutterschutzfrist, wird die Zeit der Mutterschutz-
frist auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 1 angerechnet.
Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss an einen
auf die Mutterschutzfrist folgenden Erholungsurlaub,
werden die Zeit der Mutterschutzfrist und die Zeit des Er-
holungsurlaubs auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 1
angerechnet.

(3) Die Elternzeit kann auf zwei Zeitabschnitte verteilt
werden. Eine Verteilung auf weitere Zeitabschnitte ist nur
mit Zustimmung der Bewilligungsbehörde möglich.

(4) Bei beamteten Lehrkräften sowie beamteten haupt-
beruflich tätigen Mitgliedern von Hochschulen mit Lehr-
verpflichtungen sind Unterbrechungen der Elternzeit, die
überwiegend auf die Ferien oder die vorlesungsfreie Zeit
entfallen, nicht zulässig; bei Beginn und Ende der Eltern-
zeit dürfen Ferien oder die vorlesungsfreie Zeit nicht
ausgespart werden. Ein der Beamtin oder dem Beamten
zustehender Erholungsurlaub kann jedoch innerhalb des
Kalenderjahres in Anspruch genommen werden.

§ 42

Teilzeitbeschäftigung

(1) Während der Elternzeit ist Beamtinnen und Beamten
auf Antrag eine Teilzeitbeschäftigung in ihrem Beamten-
verhältnis mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen
Arbeitszeit, höchstens mit 30 Stunden wöchentlich zu be-
willigen, wenn zwingende dienstliche Belange nicht ent-
gegenstehen. Die Teilzeitbeschäftigung kann auch mit
weniger als der Hälfte, mindestens aber einem Viertel der
regelmäßigen Arbeitszeit bewilligt werden, wenn dies im
Interesse des Dienstherrn liegt. Im Schuldienst an öffent-
lichen Schulen tritt an die Stelle der wöchentlichen Ar-
beitszeit nach Satz 1 und 2 die entsprechende Pflichtstun-
denzahl.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Beamtinnen und Beamte auf
Widerruf im Vorbereitungsdienst und für Dienstanfänge-
rinnen und Dienstanfänger.

(3) Für Richterinnen und Richter ist abweichend von Ab-
satz 1 Teilzeitbeschäftigung währen der Elternzeit mit
mindestens der Hälfte bis zu drei Viertel des regelmäßi-
gen Dienstes nach Maßgabe des § 7 LRiG zu bewilligen.

(4) Mit Genehmigung der zuständigen Stelle darf eine
Teilzeitbeschäftigung

1. im Arbeitnehmerverhältnis beim eigenen Dienstherrn
im Umfang von bis zu 30 Stunden wöchentlich oder

2. in einem sonstigen Arbeitnehmerverhältnis oder als
selbstständige Tätigkeit

a) im Umfang von bis zu zehn Stunden wöchentlich
oder

b) im Umfang von bis zu 30 Stunden wöchentlich,
wenn der eigene Dienstherr eine Teilzeitbeschäfti-
gung nach Absatz 1 Satz 2 im beantragten Umfang
ablehnt oder keine dem Amt der Beamtin oder des
Beamten entsprechende Teilzeitbeschäftigung nach
Nummer 1 im beantragten Umfang anbietet, oder

c) als geeignete Tagespflegeperson im Sinne von § 23
SGB VIII zur Betreuung von bis zu fünf Kindern

nach Maßgabe der nebentätigkeitsrechtlichen Bestim-
mungen ausgeübt werden. Absatz 1 Satz 3 gilt entspre-
chend.

§ 43

Verlängerung

Die Elternzeit kann im Rahmen des § 40 Abs. 2 und 3
verlängert werden, wenn die Bewilligungsbehörde zu-
stimmt. Die Elternzeit ist auf Antrag zu verlängern, wenn
ein vorgesehener Wechsel der Inanspruchnahme der El-
ternzeit unter den Berechtigten aus wichtigem Grund
nicht erfolgen kann.

§ 44

Vorzeitige Beendigung

(1) Die Elternzeit kann vorzeitig beendet werden, wenn
die Bewilligungsbehörde zustimmt. Die vorzeitige Be-
endigung wegen der Geburt eines weiteren Kindes oder
wegen eines beonderen Härtefalls (§ 1 Abs. 5 BErzGG)
kann nur innerhalb von vier Wochen nach der Antragstel-
lung aus dringenden dienstlichen Gründen abgelehnt
werden. Eine vorzeitige Beendigung der Elternzeit zum
Zwecke der Inanspruchnahme der Beschäftigungsver-
bote nach § 32 Abs. 2 und § 34 Abs.1 ist nicht zulässig;
dies gilt nicht während einer Teilzeitbeschäftigung nach
§ 42 Abs.1 oder 3.

(2) Stirbt das Kind während der Elternzeit, endet diese
spätestens drei Wochen nach dem Tod des Kindes.

(3) Änderungen der Voraussetzungen oder der Inan-
spruchnahme von Elternzeit sind der Bewilligungs-
behörde unverzüglich mitzuteilen.

§ 45

Entlassung

Während der Elternzeit darf eine Entlassung nach §§ 43
oder 44 LBG gegen den Willen der Beamtin oder des Be-
amten nicht ausgesprochen werden. § 37 Abs. 2 gilt ent-
sprechend.
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§ 46

Krankenfürsorge

(1) Soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist, wird
während der Elternzeit Krankenfürsorge in Form des
prozentualen Krankheitskostenersatzes entsprechend den
Beihilfevorschriften gewährt, sofern Beihilfe nicht be-
reits auf Grund einer Teilzeitbeschäftigung unmittelbar
gewährt wird.

(2) Beamtinnen und Beamten, die heilfürsorgeberechtigt
sind, wird während der Elternzeit Krankenfürsorge ent-
sprechend den Heilfürsorgevorschriften gewährt, sofern
Heilfürsorge nicht bereits auf Grund einer Teilzeitbe-
schäftigung unmittelbar gewährt wird. Beamtinnen und
Beamte, die einen Zuschuss zu Beiträgen an eine Kran-
kenversicherung nach Maßgabe des § 20 Abs.1 und 2 der
Heilfürsorgeverordnung erhalten, wird anstelle der Kran-
kenfürsorge nach Satz 1 der Zuschuss während der Eltern-
zeit weitergezahlt; neben dem Zuschuss wird Krankenfür-
sorge entsprechend § 20 Abs. 4 der Heilfürsorgeverord-
nung gewährt.

§ 47

Erstattung von Kranken- 
und Pflegeversicherungsbeiträgen

(1) Beamtinnen und Beamten werden während der El-
ternzeit Beiträge für die Kranken- und Pflegeversiche-
rung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 erstattet.

(2) Für die eigene Kranken- und Pflegeversicherung der
Beamtin oder des Beamten wird ein Betrag von bis zu 
31 Euro für den vollen Monat erstattet, wenn die maßgeb-
lichen Bezüge der Beamtin oder des Beamten vor Beginn
der Elternzeit die Versicherungspflichtgrenze in der ge-
setzlichen Krankenversicherung nicht überschritten ha-
ben. § 39 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(3) Auf Antrag werden die restlichen Beiträge für eine
Kranken- und Pflegeversicherung der Beamtin oder des
Beamten und der Kinder wie folgt erstattet:

1. Die Beiträge werden in voller Höhe erstattet, wenn
nachgewiesen wird, dass der Beamtin oder dem Beam-
ten in der Zeit ab dem siebten Lebensmonat des Kindes
volles Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungs-
geldgesetz zusteht oder zustehen würde. Bei einem ver-
minderten Erziehungsgeld wird auf Antrag der Teil 
der restlichen Beiträge im Sinne von Satz 1 erstattet, 
der dem Verhältnis des verminderten Erziehungsgeldes
zum vollen Erziehungsgeld entspricht oder entsprechen
würde. Für diejenigen Monate einer Elternzeit, in de-
nen das Bundeserziehungsgeldgesetz die Zahlung von
Erziehungsgeld generell nicht vorsieht, werden die Ver-
hältnisse zugrunde gelegt, die beim letzten Bezug von
Erziehungsgeld ab dem siebten Lebensmonat des Kin-
des vorgelegen haben. Bei einem angenommenen Kind
und bei einem Kind in Vollzeit- oder in Adoptions-

pflege tritt für die Anwendung der Sätze 1 bis 3 an die
Stelle des Lebensmonats der Monat seit der Aufnahme
bei der berechtigten Person.

2. Erstattungsfähig sind Beiträge für eine Kranken- und
Pflegeversicherung, soweit sie auf einen auf den Bei-
hilfebemessungssatz (§ 14 Abs.1 der Beihilfeverord-
nung) abgestimmten Prozenttarif entfallen, einschließ-
lich darin enthaltener gesetzlich vorgeschriebener Al-
tersrückstellungen.

3. Beiträge für Kinder werden berücksichtigt, wenn 
die Kinder im Familienzuschlag (§ 40 Abs. 2 oder 
3 BBesG) der Beamtin oder des Beamten berücksichti-
gungsfähig sind. Die Beiträge für ein Kind werden
nicht erstattet, solange für dieses Kind eine Person, die
im öffentlichen Dienst beschäftigt ist, einen Familien-
zuschlag oder eine entsprechende familienbezogene
Leistung erhält; § 40 Abs. 5 und 6 BBesG finden ent-
sprechende Anwendung.

(4) Besteht ein Anspruch auf Leistungen nach § 46
Abs. 2, werden nur Beiträge für die Kranken- und Pflege-
versicherung der Kinder der Beamtin oder des Beamten
nach Maßgabe des Absatzes 3 erstattet.

(5) § 3 Abs. 4 BBesG gilt entsprechend. Eine Beitragser-
stattung erfolgt nicht, solange eine Teilzeitbeschäftigung
nach § 42 Abs.1, 3 oder 4 Nr.1 mit mindestens der Hälfte
der regelmäßigen Arbeitszeit ausgeübt wird. Nehmen die
Eltern gemeinsam Elternzeit, steht der Anspruch auf Bei-
tragserstattung nur dem Elternteil zu, bei dem das Kind
im Familienzuschlag berücksichtigt wird oder berück-
sichtigt werden soll.

§ 48

Zuständigkeit

(1) Für Entscheidungen nach diesem Abschnitt ist die
Bewilligungsbehörde nach § 153 Abs.1 LBG zuständig,
soweit in den Absätzen 2 und 3 und § 3 Abs. 2 nichts an-
deres bestimmt ist.

(2) Für Lehrerinnen und Lehrer in den Laufbahnen der
Lehrämter an Grund- und Hauptschulen, an Realschulen
und an Sonderschulen sind die unteren Schulaufsichts-
behörden zuständig, soweit in Absatz 3 nichts anderes
bestimmt ist.

(3) Über die Genehmigung nach § 42 Abs. 4 entscheidet
die nach § 87 a Abs. 2 LBG zuständige Stelle im Beneh-
men mit der nach Absatz 1 oder 2 zuständigen Stelle.

6 . A B S C H N I T T

Arbeitsschutz

§ 49

Geltung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften

(1) Für Beamtinnen und Beamte gelten die auf Grund
von § 18 des Arbeitsschutzgesetzes erlassenen Rechts-
verordnungen entsprechend.
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(2) Für jugendliche Beamtinnen und Beamte gelten
§§ 22 und 28 bis 29 JArbSchG sowie die Rechtsverord-
nungen auf Grund von § 26 Nr.1 JArbSchG, soweit sie
Arbeiten nach § 22 Abs.1 JArbSchG näher bestimmen,
und von § 28 Abs. 2 JArbSchG entsprechend.

§ 50

Amtsärztliche Untersuchungen

(1) Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, dürfen als Beamtin oder Beamter nur eingestellt
werden, wenn sie vor der Einstellung amtsärztlich ent-
sprechend § 37 JArbSchG untersucht worden sind. Neun
Monate, spätestens ein Jahr nach der Einstellung sind 
sie erneut amtsärztlich zu untersuchen. §§ 34, 35, 38 und
39 Abs.1 JArbSchG gelten entsprechend; die Kosten für
eine Ergänzungsuntersuchung trägt das Gesundheitsamt.

(2) Das Gesundheitsamt teilt der für die Ernennung zu-
ständigen Stelle in dem amtsärztlichen Zeugnis auch mit,

1. ob die Gesundheit oder die Entwicklung der unter-
suchten Person durch die Beauftragung mit bestimm-
ten Dienstgeschäften oder durch die Beschäftigung
während bestimmter Zeiten gefährdet wird und

2. ob eine außerordentliche Nachuntersuchung erforder-
lich ist.

(3) Die vorgeschriebenen ärztlichen Untersuchungen für
jugendliche Polizeibeamtinnen und -beamte führen die
Polizeiärzte durch.

7 . A B S C H N I T T

Änderung von Vorschriften, Schlussbestimmungen

§ 51

Änderung der Verordnung über die Zuständigkeiten des
Landesamtes für Besoldung und Versorgung

Die Verordnung der Landesregierung und des Finanz-
ministeriums über die Zuständigkeiten des Landesamtes
für Besoldung und Versorgung Baden-Württemberg in
der Fassung vom 1. September 1986 (GBl. S. 344), zu-
letzt geändert durch § 12 der Verordnung vom 25. Januar
2005 (GBl. S. 103), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 12 erhält folgende Fassung:

»12. der Sonderzahlungen,«.

b) In Nummer 17 werden die Worte »der Erziehungs-
urlaubsverordnung« durch die Angabe »§ 46 Abs. 2
der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung (AzUVO)«
ersetzt.

c) Es wird folgende neue Nummer 21 angefügt:

»21. des Mutterschaftsgeldes nach § 39 AzUVO.«

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 1 werden folgende neue Nummern
2 und 3 eingefügt:

»2. der Leistungsbezüge nach § 11 LBesG,

3. der Forschungs- und Lehrzulagen nach § 12
LBesG,«.

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 und 6 bis 12 wer-
den Nummern 4 bis 13.

3. In § 5 Abs. 2 wird die Angabe »§ 14 Abs. 2 Satz 2 der
Urlaubsverordnung« durch die Angabe »§ 31 Abs. 4
Satz 2 AzUVO« ersetzt.

4. In § 17 Abs.1 Nr.1 Buchst. b werden die Worte »der Er-
ziehungsurlaubsverordnung« durch die Angabe »§ 47
AzUVO« ersetzt.

§ 52

Übergangsregelungen

(1) Für Beamtinnen und Beamte, denen beim Inkraft-
treten dieser Verordnung ein Anspruch auf Erholungs-
urlaub nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. b der Urlaubsver-
ordnung (UrlVO) zustand, beträgt der Jahresurlaub nach
§ 21 Abs.1 weiterhin 30 Tage.

(2) Ein nach § 14 Abs.1 oder 2 UrlVO bewilligter Urlaub
kann auch nach Inkrafttreten dieser Verordnung nach den
bisherigen Bestimmungen mit Ausnahme von § 14 Abs. 3
Satz 2 UrlVO verlängert werden, wenn der Grund für die
Beurlaubung fortbesteht.

(3) Für einen bis zum 28. Februar 2005 bewilligten Erzie-
hungsurlaub gelten die Bestimmungen der Erziehungsur-
laubsverordnung vom 1. Dezember 1992 (GBl. S. 751),
zuletzt geändert durch Artikel 33 des Gesetzes vom 1. Juli
2004 (GBl. S. 469), für die Dauer der Bewilligung fort.

§ 53

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2006 in Kraft.
Gleichzeitig treten außer Kraft

1. die Arbeitszeitverordnung vom 29. Januar 1996 (GBl.
S. 76), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes
vom 1. Juli 2004 (GBl. S. 469),

2. die Urlaubsverordnung in der Fassung vom 6. Oktober
1981 (GBl. S. 521), zuletzt geändert durch Artikel 5
des Gesetzes vom 3. Mai 2005 (GBl. S. 321),

3. die Mutterschutzverordnung in der Fassung vom
16. Juli 1992 (GBl. S. 575), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 18. Februar 2003 (GBl. S. 121),

4. die Erziehungsurlaubsverordnung vom 25. Januar 2005
(GBl. S. 103),

5. die Beamten-Arbeitsschutzverordnung vom 3. Mai
1999 (GBl. S. 181) und
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6. die Jugendarbeitsschutzverordnung vom 3. Juli 1979
(GBl. S. 300), geändert durch Verordnung vom
15. März 1993 (GBl. S. 186).

stuttgart, den 29. November 2005

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Oettinger

Pfister Stächele
Rech Rau

Prof. Dr. Frankenberg Prof. Dr. Goll
Stratthaus Hauk

Renner Prof. Dr. Reinhart
Dr. Mehrländer

Verordnung des Innenministeriums 
zur Änderung der Verordnung 

zur Einführung der 
Bodensee-Schifffahrts-Ordnung und 

zur Aufhebung von Verordnungen 
für Häfen und Landestellen 

Vom 6. Oktober 2005

Auf Grund von § 30 Abs. 2 und 3 des Wassergesetzes für
Baden-Württemberg in der Fassung vom 20. Januar 2005
(GBl. S. 219) wird im Einvernehmen mit dem Umwelt-
ministerium verordnet:

Artikel 1

Änderung der Verordnung zur Einführung 
der Bodensee-Schifffahrts-Ordnung

Die Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Ver-
kehr zur Einführung der Bodensee-Schifffahrts-Ordnung
vom 10. Dezember 2001 (GBl. S. 709) wird wie folgt
geändert:

1. In § 7 werden nach den Worten »der Binnenschiff-
Untersuchungsordnung vom 17. März 1988 (BGBl. I
S. 238)« die Worte »einschließlich der von den Was-
ser- und Schifffahrtsdirektionen Nord, Nordwest,
West, Mitte, Südwest, Süd und Ost nach § 10 Abs. 2
der Binnenschiffs-Untersuchungsordnung erlassenen
schifffahrtspolizeilichen Verordnungen zur vorüber-
gehenden Abweichung von der Binnenschiffs-Unter-
suchungsordnung« eingefügt.

2. Nach § 8 wird folgender neuer § 9 eingefügt:

»§ 9

Verkehr in Häfen und an Landestellen, 
örtlicher Schiffsverkehr

(1) Im Hafen hat sich jeder so zu verhalten, dass die
Sicherheit und der ordnungsgemäße Betrieb des Ha-

fens oder der Hafenanlagen oder die Umwelt nicht
beeinträchtigt werden und dass kein anderer geschä-
digt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen
unvermeidbar behindert oder belästigt wird.

(2) Die zuständige Behörde kann von den Vorschriften
der Bodensee-Schifffahrts-Ordnung abweichende
Regelungen treffen, soweit dies zur Regelung beson-
derer örtlicher Verhältnisse sowie des Verkehrs und
des Betriebs in Häfen erforderlich ist. Sie kann die Be-
nutzung der Häfen regeln, soweit dies zur Gewährleis-
tung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
oder des Betriebs erforderlich ist. Bei einer Regelung
nach Satz 1 und 2 sind die Grundsätze des Überein-
kommens über die Schifffahrt auf dem Bodensee und
der Bodensee-Schifffahrts-Ordnung zu beachten.

(3) In den Häfen und an den Landestellen, die dem all-
gemeinen Verkehr dienen, ist das bloße Anlegen eines
Fahrzeugs unentgeltlich.«

3. Die bisherigen §§ 9 und 10 werden §§ 10 und 11.

4. Der neue § 10 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 36 erhält folgende Fassung:

»36. als Schiffsführer entgegen Artikel 8.01 BSO
wassergefährdende Stoffe oder gefährliche
Güter befördert,«.

b) Nach Nummer 36 wird folgende neue Nummer 37
eingefügt:

»37. als Führer eines Kraftfahrzeugs oder als Fahr-
gast entgegen Artikel 8.01 BSO wasserge-
fährdende Stoffe oder gefährliche Güter mit
sich führt,«.

c) Die bisherigen Nummern 37 bis 54 werden Num-
mern 38 bis 55.

d) In der neuen Nummer 54 wird nach dem Wort »an-
zeigt« das Wort »oder« durch ein Komma ersetzt.

e) Nach der neuen Nummer 55 werden folgende
Nummern 56 bis 58 angefügt:

»56. entgegen § 9 Abs. 1 sich so verhält, dass die
Sicherheit und der ordnungsgemäße Betrieb
des Hafens oder der Hafenanlagen oder die
Umwelt beeinträchtigt werden,

57. entgegen § 9 Abs. 1 sich so verhält, dass an-
dere geschädigt, gefährdet oder mehr als nach
den Umständen unvermeidbar behindert oder
belästigt werden oder

58. als Schiffsführer gegen eine von der zuständi-
gen Behörde nach § 9 Abs. 2 getroffene Rege-
lung verstößt.«

5. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe » Artikel 3.12 Bezeichnung der
Fahrzeuge der Polizei« wird durch die Angabe
»Artikel 3.12 Zeigen des blauen Blinklichts«
ersetzt.
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